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Stellungnahme zur Vorlage 18/4897 (Verfassungsrechtliche Garantie einer/ei-
nes Beauftragten für den Datenschutz) im Rahmen der Anhörung des Hauptaus-
schusses des Landtags Nordrhein-Westfalen am 25.6.2026 
 
 
A. Gegenstand der Stellungnahme 
Gegenstand dieser Stellungnahme ist die Vorlage 18/4897 mit der Überschrift „Ver-
fassungsrechtliche Garantie eines Beauftragten für Datenschutz“. Es handelt sich 
um einen schriftlichen Bericht der Landesregierung, in dem diese Bezug nimmt auf 
die von den Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten gemeinsam mit dem 
Bundeskanzler am 04.12.2025 beschlossene „Föderale Modernisierungsagenda“ (im 
Folgenden kurz „Modernisierungsagenda“) und die darin vorgesehene Reform der 
Datenschutzaufsicht für den nichtöffentlichen Bereich, die „die Sicherstellung der 
einheitlichen Rechtsauslegung und -anwendung sowie Erhöhung der Effizienz im 
Zusammenspiel der Aufsichtsbehörden“ zum Ziel hat. 
 
Die folgende Stellungnahme erörtert verfassungsrechtliche Fragen im Zusammen-
hang mit den in der Modernisierungsagenda angesprochenen Aspekten, nämlich 

• die Bündelung von Kompetenzen bei der/dem Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz und die Informationsfreiheit (BfDI), 

• eine bessere Einbindung der Datenschutzkonferenz (DSK) und/oder die Ein-
führung eines Kohärenzverfahrens, 

• die Bündelung von Kompetenzen bei Aufsichtsbehörden der Länder (bspw. 
durch Zuständigkeitskonzentration und/oder One-Stop-Shop-Regelungen) 
sowie 

• die Aufhebung der Pflicht zur Bestellung eines Landesdatenschutzbeauf-
tragten. 

 

18

STELLUNGNAHME

18/3892
A05



 

Seite 2 von 13 Dabei geht die Stellungnahme auch auf die Frage ein, inwiefern die genannten Maß-
nahmen mit der Verfassung für das Land Nordrhein-Westfalen (Verf NRW), insbeson-
dere mit Art. 77a Verf NRW, vereinbar sind. 
 
B. Zusammenfassung 

• Kompetenzrechtlich wäre es im Zuge der nach der Modernisierungsagenda 
angestrebten Reform möglich, gemäß Art. 87 Abs. 3 S. 1 GG durch Änderung 
des BDSG die datenschutzrechtliche Aufsicht über den nichtöffentlichen Be-
reich auf die/den BfDI zu übertragen. Auch der verfassungsrechtliche Grund-
satz der Bundestreue würde dem nicht entgegenstehen. Allerdings sollte 
dabei berücksichtigt werden, dass die Zugänglichkeit von Behörden „in der 
Fläche“ auch einen Vorteil darstellen kann. Daher bietet es sich an, nur für 
einen Teil des nichtöffentlichen Bereichs – etwa besonders große oder aus-
ländische Unternehmen – die datenschutzrechtliche Aufsicht auf die/den 
BfDI zu übertragen und im Übrigen die Zuständigkeiten der Landesdaten-
schutzaufsichtsbehörden bestehen zu lassen. 

 
• Es würde keinen Verstoß gegen das (nur eingeschränkt geltende) verfas-

sungsrechtliche Verbot der Mischverwaltung darstellen, wenn in das BDSG 
Regelungen zur Organisation der DSK und auch zur internen Verbindlichkeit 
ihrer Beschlüsse aufgenommen würden. Die Kompetenzgrundlage für sol-
che Änderungen des BDSG findet sich in Art. 84 Abs. 1 S. 2–6 GG. Eine andere 
Möglichkeit zur Schaffung von rechtlichen Regelungen zur DSK wäre der Ab-
schluss eines Staatsvertrages zwischen allen Bundesländern und dem Bund; 
wegen der Schwerfälligkeit eines solchen Vorgehens ist dieser Weg aber 
nicht zu empfehlen. 

 
• Regelungen zur Kompetenzkonzentration bei einer Aufsichtsbehörde sind 

ebenfalls auf Grundlage der Gesetzgebungskompetenz aus Art. 84 Abs. 1 S. 
2–6 GG durch Bundesgesetz möglich. Auch hier wäre alternativ ein Staats-
vertrag möglich, aber nicht empfehlenswert. 

 
• Die verfassungsrechtliche Garantie des Amtes der/des Landesbeauftragten 

für den Datenschutz und die Informationsfreiheit in Art. 77a Verf NRW ist 
durch die in der Modernisierungsagenda angesprochenen Reformabsichten 
nicht berührt und steht einer entsprechenden Reform nicht entgegen. 
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I. Bündelung von Kompetenzen bei der/dem BfDI 
Nach der bisherigen Regelung in § 9 Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) erstreckt sich 
die Zuständigkeit der/des BfDI auf die datenschutzrechtliche Aufsicht über die öf-
fentlichen Stellen des Bundes und über Unternehmen, die geschäftsmäßig Tele-
kommunikationsdienstleistungen erbringen. Die/der BfDI ist damit diejenige Be-
hörde, die die datenschutzrechtliche Aufsicht gemäß den entsprechenden Bundes-
gesetzen ausführt; es handelt sich um das BDSG und das Telekommunikation-Digi-
tale-Dienste-Datenschutz-Gesetz (TDDDG); außerdem ist die/der BfDI zuständig für 
die datenschutzrechtliche Aufsicht über Postunternehmen (§ 71 Abs. 1 PostG). 
 
Die Frage, ob Landes- oder Bundesbehörden für die Ausführung von Bundesgeset-
zen zuständig sind, ist im Grundgesetz geregelt. Die Ausführung von Bundesgeset-
zen ist demnach grundsätzlich Ländersache (Art. 83 GG), aber das Grundgesetz sieht 
in bestimmten Fällen auch die Ausführung von Bundesgesetzen durch Bundesbe-
hörden vor (Art. 86 ff. GG). Zum Teil werden dabei konkrete Bundesbehörden aus-
drücklich genannt bzw. ihre Zuständigkeit wird umschrieben (etwa in Art. 87 Abs. 1 
GG, hier z.B. die Bundesgrenzschutzbehörden). Daneben sieht Art. 87 Abs. 3 S. 1 GG 
vor, dass „für Angelegenheiten, für die dem Bunde die Gesetzgebung zusteht, selb-
ständige Bundesoberbehörden und neue bundesunmittelbare Körperschaften und 
Anstalten des öffentlichen Rechtes durch Bundesgesetz errichtet werden“ können. 
 
Im Grundgesetz finden sich keine ausdrücklichen Regelungen über eine Bundesbe-
hörde, die für die datenschutzrechtliche Aufsicht zuständig ist. Die einschlägige Vor-
schrift ist im Falle der/des BfDI daher Art. 87 Abs. 3 S. 1 GG. Dem steht nicht entge-
gen, dass Art. 87 Abs. 3 S. 1 GG nur von „Bundesoberbehörden“ spricht, es sich bei 
der/dem BfDI aber um eine oberste Bundesbehörde handelt. Der Unterschied zwi-
schen diesen beiden Behördenkategorien besteht darin, dass eine Bundesoberbe-
hörde der Dienst- und Fachaufsicht eines Ministeriums unterliegt, während das bei 
einer obersten Bundesbehörde nicht der Fall ist; die oberste Bundesbehörde ist in-
soweit aus der Verwaltungshierarchie ausgegliedert (so sind etwa die Bundesmini-
sterien selbst oberste Bundesbehörden). Dass die/der BfDI eine oberste Bundesbe-
hörde ist, geht auf eine Änderung des BDSG im Jahr 2015 zurück; zuvor war die/der 
BfDI eine dem Bundesministerium des Innern zugeordnete Bundesoberbehörde. Die 
Änderung wurde insbesondere veranlasst durch die unionsrechtliche Vorgabe aus 
der damaligen Datenschutzrichtlinie (Art. 28 Abs. 1 UAbs. 2 RL 95/46/EG) und die da-
rauf bezogene Rechtsprechung des EuGH, wonach die für den Datenschutz zustän-
digen Aufsichtsbehörden ihre Aufgaben „in völliger Unabhängigkeit“ wahrnehmen 
müssen, womit die bisher vorgesehene Dienstaufsicht des Innenministeriums nicht 
vereinbar war. In der Begründung der Bundesregierung zum Entwurf des 
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zur Errichtung der obersten Bundesbehörde mit der „Natur der Sache“ und nicht 
mit Art. 87 Abs. 3 S. 1 GG begründet.1 Diese Begründung mag dem Umstand geschul-
det sein, dass die Änderung lediglich die Organisationsform der Behörde und nicht 
deren Aufgabenzuschnitt betraf. Die Übertragung von Aufgaben auch auf eine 
oberste Bundesbehörde kann jedoch durchaus auf Art. 87 Abs. 3 S. 1 GG gestützt 
werden. Diese Regelung hat vor allem den Zweck, den Grundsatz der Landeszustän-
digkeit für die Ausführung von Bundesgesetzen (Art. 83 GG) zu wahren und die Län-
der davor zu schützen, dass der Bund diese Zuständigkeit in zu großem Umfang ei-
genen Behörden überträgt. Im Wortlaut des Art. 87 Abs. 3 S. 1 GG ist das daran zu er-
kennen, dass es sich um „selbständige“ Bundesoberbehörden handeln muss, also 
Behörden, die ihre Aufgaben für das ganze Bundesgebiet eigenständig und ohne 
Mittel- und Unterbau und ohne Inanspruchnahme von Verwaltungsbehörden der 
Länder wahrnehmen können;2 nur ausnahmsweise können unter den weiteren Vo-
raussetzungen des Art. 87 Abs. 3 S. 2 GG mit Zustimmung des Bundesrates auch 
bundeseigene Mittel- und Unterbehörden errichtet werden. Art. 87 Abs. 3 S. 1 GG 
setzt dabei keineswegs voraus, dass die betreffende Bundesbehörde der Aufsicht ei-
nes Ministeriums unterliegt; der Regelungsgegenstand des Art. 87 Abs. 3 S. 1 GG ist 
nicht die Organisationsform der betreffenden Bundesbehörde, sondern ihre Aufga-
benwahrnehmung. 
 
Aus dem zuvor Gesagten ergibt sich, dass Art. 87 Abs. 3 S. 1 GG die kompetenzrecht-
liche Grundlage für die gesetzliche Zuweisung von (weiteren) Aufgaben an die/den 
BfDI darstellt. Voraussetzung dafür ist allerdings, dass der Bund die materielle Ge-
setzgebungskompetenz zur Regelung dieser Aufgaben innehat. Der Bundesgesetz-
geber hat die sich daraus ergebenden Möglichkeiten bisher keineswegs ausge-
schöpft. Vielmehr beschränkt sich die Zuständigkeit der/des BfDI – abgesehen von 
nichtöffentlichen Stellen im Anwendungsbereich des TDDDG und des PostG – auf 
die öffentlichen Stellen des Bundes (§ 9 Abs. 1 BDSG). In materieller Hinsicht gilt das 
BDSG grundsätzlich aber auch für alle anderen nichtöffentlichen Stellen (§ 1 Abs. 1 
S. 2 und Abs. 4 BDSG) und damit im Wesentlichen für den Bereich der Wirtschaft. Die 
entsprechende Gesetzgebungskompetenz für das materielle Datenschutzrecht 
ergibt sich im Wesentlichen als sogenannte Annexkompetenz aus der Gesetzge-
bungskompetenz des Bundes für das Recht der Wirtschaft (Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG; 
genannt werden auch die Kompetenzen für das bürgerliche Recht und das Arbeits-
recht aus Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 und 12 GG); die nach Art. 72 Abs. 2 GG notwendige Erfor-
derlichkeit einer bundesgesetzlichen Regelung insbesondere zur Wahrung der 
Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse liegt für den Bereich 

 
1 BT-Drs. 18/2848, S. 12. 
2 BVerfGE 14, 197 (211). 
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GG schon bisher die Möglichkeit gehabt, die Datenschutzaufsicht für den nichtöf-
fentlichen Bereich (jedenfalls soweit es sich um wirtschaftliche Betätigung handelt) 
auf die/den BfDI zu übertragen, hat sich aber dazu entschieden, diese Aufsicht den 
(im Übrigen für den öffentlichen Bereich der jeweiligen Länder zuständigen) Lan-
desbehörden zu überlassen (§ 40 Abs. 1 BDSG). Kompetenzrechtlich wäre es im 
Zuge der angestrebten Reform daher möglich, durch Änderung des BDSG die daten-
schutzrechtliche Aufsicht über den im BDSG geregelten nichtöffentlichen Bereich 
auf die/den BfDI zu übertragen. 
 
An dieser Stelle sei angemerkt, dass die – wie gesehen, auch für die Zuweisung von 
Aufsichtskompetenzen an die/den BfDI maßgebliche – Gesetzgebungskompetenz 
des Bundes für das materielle Datenschutzrecht durchaus lückenhaft ist; die oben 
genannten Materien „Recht der Wirtschaft“, „bürgerliches Recht“ und „Arbeits-
recht“ decken nicht den gesamten Bereich datenschutzrechtlich relevanter Mate-
rien ab. So findet etwa medizinische Forschung häufig im Rahmen sogenannter 
multizentrischer Studien statt, an denen etwa neben Arzneimittelherstellern (also 
Wirtschaftsteilnehmern) auch Universitäten bzw. Universitätskliniken oder andere 
Forschungseinrichtungen beteiligt sind; solche Forschungseinrichtungen gehören 
oft dem öffentlichen Bereich der Länder an, und ihre Forschungstätigkeit fällt nicht 
notwendig unter die Gesetzgebungskompetenz für das „Recht der Wirtschaft“. Um 
den Datenschutz bei solchen (immer wichtiger werdenden) Forschungsverbünden 
zu regeln, berufen sich entsprechende Entwürfe von Bundesgesetzen (etwa für das 
Gesundheitsdatennutzungsgesetz – GDNG –) neuerdings auf die Gesetzgebungs-
kompetenz aus Art. 74 Abs. 1 Nr. 13 GG für die „Förderung der wissenschaftlichen 
Forschung“.3 Ob diese Begründung trägt, ist nicht sicher; die Kommentarliteratur 
versteht jedenfalls unter „Förderung der wissenschaftlichen Forschung“ bisher 
meistens die finanzielle Förderung (und damit verbundene planerische und organi-
satorische Vorgaben). Daher erscheint es angeraten, die Gesetzgebungskompetenz 
des Bundes für das materielle Datenschutzrecht mittels Änderung des Grundgeset-
zes klarer zu regeln – in Bezug auf das genannte Beispiel der medizinischen For-
schung könnte etwa Art. 74 Abs. 1 Nr. 19 GG ergänzt werden um die Materie „Recht 
der medizinischen Forschung“, die als Annex auch das zugehörige Datenschutzrecht 
umfassen würde. 
 
Auch soweit die für eine Kompetenzübertragung auf die/den BfDI nach Art. 87 Abs. 3 
S. 1 GG erforderliche materielle Gesetzgebungskompetenz des Bundes besteht, sind 
bei einer solchen Kompetenzübertragung weitere verfassungsrechtliche 

 
3 BT-Drs. 20/9046, S. 35. 



 

Seite 6 von 13 Voraussetzungen und auch praktische Schwierigkeiten zu berücksichtigen. Zu-
nächst würde die Übertragung (von Teilen) der datenschutzrechtlichen Aufsicht 
über den nichtöffentlichen Bereich auf die/den BfDI den bisher zuständigen Landes-
behörden (also die/den jeweiligen Landesbeauftragten für den Datenschutz und die 
Informationsfreiheit – LfDI – bzw. in Bayern dem bayerischen Landesamt für Daten-
schutzaufsicht – BayLDA –) einen Teil ihrer bisherigen Aufgaben entziehen. Das 
könnte unter dem Aspekt des ungeschriebenen verfassungsrechtlichen Grundsatzes 
der Bundestreue als problematisch erscheinen. Allerdings ist eine Verletzung dieses 
Grundsatzes allein durch die Inanspruchnahme der Kompetenz nach Art. 87 Abs. 3 
S. 1 GG nur dann anzunehmen, wenn diese Inanspruchnahme missbräuchlich wäre.4 
Das ist bei der fraglichen Reform der Datenschutzaufsicht, für die es gute Gründe 
gibt, offensichtlich nicht der Fall. 
 
Ein zunächst praktisches Problem würde sich bei der Zuständigkeitsübertragung für 
den gesamten (oder jedenfalls einen wesentlichen) Teil des nichtöffentlichen Be-
reichs auf die/den BfDI allerdings daraus ergeben, dass dezentrale Aufsichtsbehör-
den vor allem für kleinere und bloß lokal tätige Unternehmen leichter zugänglich 
sind als eine große zentrale Behörde in Bonn; die datenschutzrechtliche Aufsicht 
könnte dadurch bei solchen Unternehmen schwerfälliger und weniger effektiv wer-
den. Als Abhilfe lässt sich hier an die Einrichtung von Außenstellen der/des BfDI „in 
der Fläche“ denken. Ein solches Vorgehen könnte allerdings mit der Regelung in Art. 
87 Abs. 3 S. 2 GG kollidieren, die bundeseigene Mittel- und Unterbehörden (um die 
es sich dann möglicherweise der Sache nach handeln würde) nur bei dringendem 
Bedarf und nur mit Zustimmung des Bundesrates und der Mehrheit der Mitglieder 
des Bundestages zulässt. Vorzugswürdig wäre daher, die Aufsichtskompetenz nur 
für bestimmte Teile des nichtöffentlichen Bereichs auf die/den BfDI zu übertragen. 
Ein Beispiel für einen sachlich abgegrenzten Aufsichtsbereich, der auf die/den BfDI 
übertragen wird, findet sich im Referentenentwurf für das Gesetz für Daten und digi-
tale Innovation im Gesundheitswesen (GeDIG), die Aufsicht bezieht sich hier auf die 
Durchführung der unionsrechtlichen EHDS-Verordnung (Verordnung über den euro-
päischen Gesundheitsdatenraum).5 Denkbar ist auch, die Datenschutzaufsicht über 
Unternehmen, die nicht bloß lokal verwurzelt sind, also etwa große Unternehmen 
mit mehreren Niederlassungen in verschiedenen Bundesländern oder ausländische 
Unternehmen, auf die/den BfDI zu übertragen; damit könnte sich auch das bisherige 
Verfahren zur Zuständigkeitsbestimmung einer Landesbehörde für solche Unter-
nehmen nach § 40 Abs. 2 BDSG erübrigen. Wegen der häufig deutlich höheren Kom-
plexität datenschutzrechtlicher Probleme im Zusammenhang mit der Tätigkeit der 
besonders großen Unternehmen könnten im Sinne der Effektivitätssteigerung bei 

 
4 BVerfGE 14, 197 (215). 
5 Art. 7 Ziff. 7 § 18 des Referentenentwurfs. 



 

Seite 7 von 13 der/dem BfDI die personellen und technischen Ressourcen für die Bearbeitung sol-
cher umfangreichen Fälle konzentriert werden. 
 
II. Bessere Einbindung der DSK und/oder die Einführung eines Kohärenzverfah-
rens 
Das Petitum der Modernisierungsagenda, für eine bessere Einbindung der DSK zu 
sorgen und/oder ein Kohärenzverfahren einzuführen, zielt sowohl auf eine Verein-
heitlichung der Rechtsauslegung als auch auf eine Erhöhung der Effizienz der Daten-
schutzaufsicht. In der bisherigen Praxis entscheiden die jeweils zuständigen Daten-
schutzaufsichtsbehörden des Bundes und der Länder grundsätzlich unabhängig 
voneinander in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich, sodass es zu mehrfacher 
Prüfung vergleichbarer Sachverhalte und auch zu widersprüchlichen Entscheidun-
gen kommen kann. Um dem entgegenzuwirken, existiert schon seit Längerem die 
DSK. Nach deren Geschäftsordnung handelt es sich dabei um den Zusammen-
schluss der unabhängigen Datenschutzaufsichtsbehörden des Bundes und der Län-
der; ihre Aufgabe besteht vor allem darin, sich auf gemeinsame Positionen zu ver-
ständigen. Dabei wird zwar Einvernehmen angestrebt; sofern ein solches nicht er-
zielt werden kann, soll aber „die Entscheidung der Mehrheit anerkannt werden“. Die 
hier vor allem interessierenden Beschlüsse zur Auslegung datenschutzrechtlicher 
Regelungen werden mit 2/3-Mehrheit gefasst und entfalten nach der Geschäftsord-
nung bindende Wirkung; dabei kann aber jedes Mitglied der DSK, das nicht zu-
stimmt, erklären, dass es sich der Bindung nicht unterwirft. Von dieser seit 2022 be-
stehenden Möglichkeit, sich der Bindung nicht zu unterwerfen, wurde allerdings je-
denfalls in den ersten drei Jahren kein Gebrauch gemacht.6 
 
Die Tätigkeit der DSK beruht demnach bisher lediglich auf der freiwilligen Koopera-
tion der Datenschutzaufsichtsbehörden; sie ist nicht durch eine Rechtsnorm abgesi-
chert, und die Beschlüsse der DSK sind rechtlich nicht verbindlich. Ein Abweichen 
einer Aufsichtsbehörde von gemeinsam gefassten Beschlüssen wäre grundsätzlich 
selbst dann rechtlich folgenlos, wenn diese Behörde zuvor dem Beschluss zuge-
stimmt hat. Im Lichte der Zielsetzungen der Modernisierungsagenda wäre es daher 
wünschenswert, den Beschlüssen der DSK rechtliche Verbindlichkeit zu verschaffen. 
 
In diesem Zusammenhang ist der Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des 
BDSG zu erwähnen, der wegen Ablaufs der vergangenen Wahlperiode nicht mehr in 
Kraft getreten ist. Der Entwurf sah einen neuen § 16a BDSG vor, der allerdings ledig-
lich die Existenz der DSK festschreibt, ohne Regelungen zur Verbindlichkeit ihrer Be-
schlüsse zu enthalten. Zur Begründung heißt es in dem Entwurf: „Eine Regelung zur 

 
6 Roßnagel in ZD 2025, 181 (181). 
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wegen des Verbots der Mischverwaltung verfassungsrechtliche Grenzen berührt 
würden.“7 Ähnlich hat das BMI im Rahmen der Evaluierung des BDSG ausgeführt, 
dass eine Institutionalisierung der DSK durch Gesetz oder Staatsvertrag an verfas-
sungsrechtliche Grenzen stoße; insoweit sei insbesondere das Verbot der Mischver-
waltung zu beachten, weshalb ohne eine Ergänzung des Grundgesetzes keine ent-
sprechende Regelung in das BDSG aufgenommen werden könne.8 
 
Diese verfassungsrechtlichen Bedenken sind jedoch hier nicht begründet. Nach der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts bedarf die Mischverwaltung, also 
das Zusammenwirken von Bund und Ländern im Bereich der Verwaltung, nicht in 
jedem Fall einer besonderen verfassungsrechtlichen Ermächtigung. Eine Ausnahme 
von den Kompetenz- und Organisationsnormen der Art. 83 ff. GG sei in dieser Hin-
sicht möglich, wenn ein besonderer sachlicher Grund vorliegt und nur eine eng um-
grenzte Verwaltungsmaterie betroffen ist.9 Beide Voraussetzungen sind in Bezug auf 
die DSK erfüllt: Die Notwendigkeit der Herstellung kohärenter Entscheidungspraxis 
der nach Art. 52 Abs. 1 DSGVO völlig unabhängigen, also gerade keinen die Kohärenz 
garantierenden Weisungen unterworfenen deutschen Datenschutzaufsichtsbehör-
den ist ein ausreichender sachlicher Grund, und das Recht der personenbezogenen 
Daten ist auch eine eng umgrenzte Verwaltungsmaterie. 
 
Demnach würde es keinen Verstoß gegen das (nur eingeschränkt geltende) verfas-
sungsrechtliche Verbot der Mischverwaltung darstellen, wenn in das BDSG nicht nur 
Regelungen zur Organisation der DSK, sondern auch zur Verbindlichkeit ihrer Be-
schlüsse aufgenommen würden. Dabei wäre aber zu beachten, dass diese Verbind-
lichkeit nur intern, also allein gegenüber den Datenschutzaufsichtsbehörden selbst, 
gilt; außenwirksame Rechtsakte (Verwaltungsakte) müssten durch die jeweils zu-
ständigen Datenschutzaufsichtsbehörden erlassen werden. Beispiele für solche nur 
intern verbindlichen Regelungen finden sich etwa im Kontext der Medienaufsicht 
(vgl. § 104 des Medienstaatsvertrags). Durch einen solchen Vollzug gemeinsamer 
Entscheidungen durch die jeweils zuständige Behörde wird auch die für den gericht-
lichen Rechtsschutz erforderliche Verantwortungsklarheit hergestellt. Würde den 
Beschlüssen der DSK Außenverbindlichkeit zukommen, dann würde es sich außer-
dem um verfassungsrechtlich nicht zulässige Rechtsakte einer „dritten Ebene“ ne-
ben dem Bundes- und Landesrecht handeln. 

 
7 BT-Drs. 20/10859, S. 13. 
8 Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat (Hrsg.), Eva-
luierung des Gesetzes zur Anpassung des Datenschutzrechts an die 
Verordnung (EU) 2016/679 und zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2016/680, Oktober 2021, S. 82. 
9 BVerfGE 119, 331 (370). 
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Als Kompetenznorm für die Ergänzung des BDSG um Regelungen zur DSK ein-
schließlich der (internen) Verbindlichkeit ihrer Beschlüsse genügt hier nicht der in 
der Modernisierungsagenda allein erwähnte Art. 87 Abs. 3 GG; auf der Grundlage 
dieser Vorschrift kann nur die Tätigkeit von Bundesbehörden, nicht aber die Tätig-
keit von Landesbehörden geregelt werden. Bundesgesetzliche Regelungen des Ver-
waltungsverfahrens der Landesbehörden sind vielmehr nach Art. 84 Abs. 1 S. 2–6 GG 
möglich. Die fraglichen Regelungen zur DSK einschließlich der Regelungen zur inter-
nen Verbindlichkeit von Beschlüssen stellen Regelungen des von den Landesbehör-
den anzuwendenden Verwaltungsverfahrens dar; das ist hier ebenso der Fall wie 
etwa bei Regelungen zum Erfordernis der Zustimmung einer Bundesbehörde zu ei-
nem Verwaltungsakt einer Landesbehörde.10 Hierbei sieht das Grundgesetz zwei Va-
rianten vor: Nach der ersten Variante in Art. 84 Abs. 1 S. 2–4 GG kann der Bundesge-
setzgeber die Einrichtung der Behörden und das Verwaltungsverfahren der Länder 
bei der Ausführung von Bundesgesetzen regeln; allerdings haben die Länder hier 
das Recht, von solchen Regelungen abweichende eigene Regelungen zu treffen. 
Diese Möglichkeit, dass einzelne Länder allein aufgrund eigenen Landesrechts aus 
der Zusammenarbeit in der DSK ausscheren, dürfte der angestrebten Einheitlichkeit 
nicht förderlich sein. Daher bietet es sich im Sinne der Zielsetzung der Modernisie-
rungsagenda an, von der zweiten Variante in Art. 84 Abs. 1 S. 5 und 6 GG Gebrauch 
zu machen, denn hier besteht keine Abweichungsmöglichkeit für die Landesgesetz-
geber. Hierfür muss nach Art. 84 Abs. 1 S. 5 GG ein besonderes Bedürfnis nach bun-
deseinheitlicher Regelung des Verwaltungsverfahrens bestehen; ein solches beson-
deres Bedürfnis kann bei der Datenschutzaufsicht angenommen werden. Außerdem 
bedürfen entsprechende Regelungen nach Art. 84 Abs. 1 S. 6 GG der Zustimmung 
des Bundesrates. 
 
Eine andere Möglichkeit zur Schaffung von rechtlichen Regelungen zur DSK ein-
schließlich von Regelungen zur internen Verbindlichkeit ihrer Beschlüsse ist der Ab-
schluss eines Staatsvertrages zwischen allen Bundesländern und dem Bund. Hierbei 
machen Bund und Länder von ihren jeweils bestehenden eigenen Gesetzgebungs-
kompetenzen Gebrauch; es ist dann nicht der Bund, der das Verwaltungsverfahren 
der Länder regelt, sondern die Länder selbst sind es. Ein Beispiel hierfür sind die Re-
gelungen zur Medienaufsicht in dem schon erwähnten (allerdings auf die Länder be-
schränkten) Medienstaatsvertrag. Allerdings ist der Abschluss solcher Staatsver-
träge, an denen alle Länder (und der Bund) beteiligt sind, wegen der Erforderlichkeit 
der Zustimmung aller Beteiligten sehr schwerfällig; auch jede Änderung solcher Re-
gelungen wäre zudem nur einstimmig möglich. Vorzugswürdig ist daher die zuvor 

 
10 Vgl. BVerfGE 1, 76 (79). 
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materieller Gesetzgebungskompetenz des Bundes nicht möglich ist). 
 
III. Bündelung von Kompetenzen bei Aufsichtsbehörden der Länder 
Das bisher geltende Recht kennt im Bereich der Datenschutzaufsicht im Wesentli-
chen zwei Varianten der Kompetenzbündelung bei Aufsichtsbehörden. Die erste Va-
riante betrifft nur die Aufsichtsbehörden der Länder und findet sich in § 40 Abs. 2 
BDSG; sie regelt den Fall, dass ein Verantwortlicher im nichtöffentlichen Bereich (ein 
Unternehmen) mehrere inländische Niederlassungen hat. Die Regelung läuft darauf 
hinaus, dass diejenige Datenschutzaufsichtsbehörde zuständig ist, die örtlich für die 
Hauptniederlassung des Unternehmens (im Sinne des Art. 4 Nr. 16 DSGVO) zustän-
dig ist; bei Meinungsverschiedenheiten zwischen den Aufsichtsbehörden hierzu ent-
scheiden letztlich „die Aufsichtsbehörden“ mit einfacher Mehrheit über die Zustän-
digkeit. Es handelt sich hier also um eine Kompetenzkonzentration bei einer Lan-
desdatenschutzaufsichtsbehörde und insofern um eine Variante des „One-Stop-
Shop“. 
 
Die zweite Variante der Kompetenzbündelung findet sich nicht im BDSG, sondern in 
Spezialnormen wie etwa in § 5 GDNG. Diese Norm betrifft den Fall, dass bei einem 
Vorhaben der Versorgungs- oder Gesundheitsforschung mehrere öffentliche oder 
nichtöffentliche Stellen derart beteiligt sind, dass mehr als eine Datenschutzauf-
sichtsbehörde des Bundes oder der Länder zuständig ist. Sind diese Stellen nicht ge-
meinsam Verantwortliche im Sinne der DSGVO, dann kann nach § 5 Abs. 1–3 GDNG 
eine federführende Datenschutzaufsichtsbehörde bestimmt werden, nämlich dieje-
nige, die für die Stelle mit dem größten Jahresumsatz bzw. mit den meisten mit Da-
tenverarbeitung beschäftigten Personen zuständig ist (das kann auch die/der BfDI 
sein). Die Aufgabe der federführenden Behörde ist allerdings darauf beschränkt, die 
Tätigkeiten der übrigen zuständigen Datenschutzaufsichtsbehörden zu koordinie-
ren und auf eine gemeinsame Entscheidung hinzuwirken. Alle Behörden behalten 
hier ihre Zuständigkeiten und Befugnisse, es handelt sich also lediglich um eine in-
terne Koordination der Behördentätigkeit. Sind die beteiligten datenverarbeitenden 
Stellen dagegen gemeinsam Verantwortliche im Sinne des Art. 26 DSGVO, dann 
kann gemäß § 5 Abs. 4 GDNG (nach denselben Kriterien wie bei der federführenden 
Behörde) eine Datenschutzaufsichtsbehörde als allein zuständige Behörde be-
stimmt werden; in diesem Fall der Zuständigkeitskonzentration handelt es sich wie-
derum um eine Variante des „One-Stop-Shop“. Bemerkenswert an beiden Rege-
lungsvarianten des § 5 GDNG (Federführung und Zuständigkeitskonzentration) ist, 
dass die federführende bzw. die allein zuständige Behörde sowohl die/der BfDI als 
auch eine Landesbehörde sein kann; die Zuständigkeit der/des BfDI ergibt sich etwa 
dann, wenn eine öffentliche Stelle des Bundes (z.B. eine der Universitäten der 
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tenverarbeitung beschäftigten Personen verfügt. 
 
Im Zuge der in der Modernisierungsagenda vorgesehenen Reform könnten die 
schon bestehenden Möglichkeiten der Kompetenzbündelung erweitert werden. So 
könnte etwa der bisherige § 40 Abs. 2 BDSG ersetzt oder ergänzt werden um eine Re-
gelung nach dem Vorbild des gerade erwähnten § 5 Abs. 4 GDNG, allerdings ohne 
Beschränkung auf Gesundheitsdaten und ohne die Voraussetzung gemeinsamer 
Verantwortlichkeit. Ergebnis wäre die generelle Möglichkeit der Zuständigkeitskon-
zentration bei einer Aufsichtsbehörde. Auch für eine solche Regelung hat der Bun-
desgesetzgeber die Kompetenz aus Art. 84 Abs. 1 S. 2–4 GG oder aus Art. 84 Abs. 1 S. 
5 und 6 GG (s. o.). Alternativ wäre auch hier die Regelung durch Staatsvertrag zwi-
schen Bund und Ländern möglich; wie erwähnt, ist aber wegen der Schwerfälligkeit 
von Staatsverträgen eine bundesgesetzliche Regelung vorzugswürdig. 
 
IV. Aufhebung der Pflicht zur Bestellung von Landesdatenschutzbeauftragten 
In der Föderalen Modernisierungsagenda des Bundeskanzlers und der Länderchefs 
wird auch angekündigt, dass der Bund die Aufhebung der Pflicht zur Bestellung ei-
nes Landesdatenschutzbeauftragten prüft. Daher ist im Folgenden zu erörtern, in-
wiefern ein solches Vorhaben mit Landesverfassungsrecht, insbesondere mit Art. 
77a Verf NRW, vereinbar ist. Art. 77a Verf NRW regelt (und garantiert damit) das Amt 
eines Landesbeauftragten für den Datenschutz. Das Fortbestehen dieses Amtes wird 
aber durch die Modernisierungsagenda nicht in Frage gestellt, denn die besagte An-
kündigung zielt ersichtlich nicht auf eine bundesgesetzliche Aufhebung der Ämter 
der Landesdatenschutzbeauftragten ab; nach dem Wortlaut der Ankündigung soll 
vielmehr lediglich die Pflicht der Länder zur Bestellung von Landesdatenschutzbe-
auftragten ggf. aufgehoben werden. Eine solche Pflicht ergibt sich insbesondere aus 
§ 40 Abs. 1 BDSG, wonach die nach Landesrecht zuständigen Behörden die Anwen-
dung der Datenschutzvorschriften bei den nichtöffentlichen Stellen überwachen. 
Die Regelung in § 40 Abs. 1 BDSG ist gegenwärtig deswegen erforderlich, weil der 
Bundesgesetzgeber, wie oben erwähnt, auf eine Regelung der Aufsicht über die 
nichtöffentlichen Stellen durch die/den BfDI (bisher) verzichtet hat. Ohne die bun-
desgesetzliche Verpflichtung der Länder zur Einrichtung einer entsprechenden Da-
tenschutzaufsicht wäre die verfahrensmäßige Durchsetzung des im BDSG geregel-
ten materiellen Datenschutzrechts nicht umfassend rechtlich abgesichert. In dem 
Maße, wie der Bundesgesetzgeber nun im Zuge der angestrebten Reform Daten-
schutzaufsichtsbefugnisse im nichtöffentlichen Bereich auf die/den BfDI überträgt, 
wird eine entsprechende Aufsichtstätigkeit der Landesbehörden entbehrlich; inso-
weit wäre es selbstverständlich sinnvoll, die Länder in entsprechendem Umfang von 
der Pflicht zur Datenschutzaufsicht zu befreien. Eine völlige Aufhebung dieser 
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geber die Aufsicht über den gesamten nichtöffentlichen Bereich auf die/den BfDI 
überträgt (was wegen der Schwierigkeiten der Aufsicht „in der Fläche“ nicht zu 
empfehlen wäre, s.o.). Das käme allerdings nicht einer Abschaffung der Landesda-
tenschutzaufsichtsbehörden gleich, denn die Regelung des Datenschutzes im öf-
fentlichen Bereich der Länder soll in der angestrebten Reform in der Kompetenz der 
Länder bleiben, sodass jedenfalls insoweit die datenschutzrechtliche Aufsicht auch 
bei den Landesbehörden bleibt. Das Amt der/des Landesbeauftragten für Daten-
schutz und Informationsfreiheit (LfDI) NRW bliebe also in jedem Fall erhalten. 
 
V. Vereinbarkeit von Kompetenzübertragungen im nichtöffentlichen Bereich 
auf die/den BfDI oder auf die Datenschutzbehörden anderer Länder mit Art. 77a 
Verf NRW 
Auch wenn, wie gerade gezeigt, das Amt der/des LfDI NRW durch die erörterten Re-
formen nicht abgeschafft werden soll, stellt sich doch die Frage, ob nicht Art. 77a 
Verf NRW auch eine Garantie für einen bestimmten Mindestumfang von Aufgaben 
der/des LfDI enthält und ob die Übertragung bisheriger Aufgaben der/des LfDI auf 
die/den BfDI oder auf Datenschutzaufsichtsbehörden anderer Länder nicht gegen 
eine solche Garantie verstoßen würde. Was die Aufgaben der/des LfDI NRW angeht, 
so enthält Art. 77a Verf NRW zwar keine ausdrücklichen Regelungen. Zur Auslegung 
dieser Vorschrift kann aber auf ihren Zweck abgestellt werden, zu dessen Ermittlung 
auch ihre Entstehungsgeschichte herangezogen werden kann. 
 
Art. 77a Verf NRW wurde im Jahr 1978 im Zusammenhang mit dem damaligen Erlass 
des Datenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen (DSG NRW) in die Verfassung einge-
fügt. Die Schaffung eines eigenen Landes-Datenschutzgesetzes wurde damals ins-
besondere damit begründet, dass ohne eine solche landesrechtliche Regelung das 
am 1.1.1978 in Kraft getretene BDSG auch für die Landes- und Gemeindebehörden 
gelten würde, soweit diese Bundesgesetze ausführen; der Datenschutz im übrigen 
öffentlichen Bereich des Landes bliebe ungeregelt. Das DSG NRW sollte den Daten-
schutz für den gesamten öffentlichen Bereich des Landes NRW regeln, also die Tä-
tigkeit der Landes- und Gemeindebehörden sowohl bei der Ausführung von Bundes-
gesetzen als auch bei der Ausführung von Landesgesetzen oder der gesetzesfreien 
Verwaltung.11 Die im DSG NRW vorgesehene Aufgabe der/des LfDI (in der damaligen 
Gesetzesfassung: des Landesbeauftragten für den Datenschutz) bestand in der Kon-
trolle der Einhaltung des DSG NRW bei den öffentlichen Stellen des Landes. Wäh-
rend im Regierungsentwurf zunächst noch keine Wahl des Landesbeauftragten für 
den Datenschutz durch den Landtag (und auch keine Verfassungsänderung) 

 
11 Vgl. die Begründung des Regierungsentwurfs in LT-Drs. 8/2241, 
S. 1. 
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„die Kontrollinstanz des Datenschutzbeauftragten“ zu stärken.12 Die Einfügung des 
Art. 77a in die Verf NRW erfolgte dann (gleichzeitig mit der Einfügung des Daten-
schutzgrundrechts in Art. 4 Abs. 2 Verf NRW), um diese besondere Stellung des Lan-
desbeauftragten für den Datenschutz verfassungsrechtlich abzusichern.13 Die sich 
spezifisch aus dem Landesrecht ergebende Aufgabe der/des LfDI ist demnach die 
Kontrolle des öffentlichen Bereichs des Landes NRW; die Kontrolle des nichtöffentli-
chen Bereichs beruht auf einer Aufgabenzuweisung aus dem BDSG (heute § 40 Abs. 
1 BDSG). Daraus lässt sich ableiten, dass eine Übertragung von Aufsichtsaufgaben 
im nichtöffentlichen Bereich auf die/den BfDI nicht mit Art. 77a Verf NRW kollidieren 
würde; der/dem LfDI würde nichts von den Aufsichtskompetenzen genommen, die 
sie/er mit der Einfügung des Art. 77a Verf NRW erhalten sollte. Eine Kollision käme 
erst dann in Betracht, wenn auch die Aufsicht über den öffentlichen Bereich des 
Landes auf die/den BfDI übertragen würde. Das ist in den fraglichen Reformüberle-
gungen aber nicht vorgesehen. Daher steht Art. 77a Verf NRW den in der Modernisie-
rungsagenda vorgeschlagenen Maßnahmen nicht entgegen. 
 
 
Düsseldorf, 18.6.2026 
 
Prof. Dr. Tobias Herbst 
 

 
12 Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Innere 
Verwaltung, LT-Drs. 8/3874, S. 40. 
13 Vgl. Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU, SPD und F.D.P., 
LT-Drs. 8/3820 sowie Beschlussempfehlung und Bericht des Haupt-
ausschusses, LT-Drs. 8/3873. 


